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Während die letzten hundert Jahre im Zeichen 
eines eindrucksvollen Aufschwungs der wissen- 
schaftlichen Medizin bei der Erkennung und Heilung 
von Krankheiten gestanden haben, tritt in neuerer 
Zeit die Notwendigkeit frühzeitiger Erkennung von 
gesundheitlichen Gefahren und rechtzeitiger Ver- 
hinderung von Krankheiten in den Vordergrund. 
Gleichzeitig setzt sich immer mehr die Erkenntnis 
durch, daß dem Menschen aus seiner Umwelt Ge- 
fahren für seine Gesundheit drohen, die mit fort- 
schreitender Zivilisation und Technik zahlreicher 
und vielfältiger werden. 

Moderne Gesundheitspolitik muß dieser Entwick- 
lung Rechnung tragen; sie muß die Bedeutung der 
vorbeugenden Medizin heute und in Zukunft ebenso 
berücksichtigen wie die Notwendigkeit des Schutzes 
vor Umweltgefahren. Dabei ergeben sich als beson- 
dere Aufgaben z. B. die verstärkte Förderung von 
Forschung und technischer Entwicklung, die Verbes- 
serung der Ausbildung aller im Dienst der Gesund- 
heit auch im Bereich der Gesundheitstechnik stehen- 
den Berufe, Umsetzung gesicherter wissenschaft- 
licher Erkenntnisse in die Praxis, verstärkte Auf- 
klärung der Bevölkerung über Gesundheitsfragen. 

Diese Aufgaben können nur durch ein verstärk- 
tes Zusammenwirken von Ländern und Gemeinden, 
die in besonderem Maß zur Wahrnehmung dieser 
Aufgaben berufen sind, und dem Bund erfüllt wer- 
den. Auf bestimmten Gebieten erscheint jedoch eine 
Erweiterung der Gesetzgebungsbefugnis des Bundes 
unerläßlich, um die gesetzgeberischen Voraussetzun- 
gen für das gesundheitspolitisch Notwendige schaf- 
fen zu können. Die finanziellen Mittel, die zur 
Durchführung dieser gesundheitspolitischen Maß- 
nahmen aufzubringen sind, werden nicht unerheb- 
lich sein. Auf lange Sicht jedoch sind Maßnahmen 
zur Vorbeugung und zum Gesundheitschutz weit- 
aus weniger kostspielig als Maßnahmen zur Besei- 
tigung und zur Heilung bereits eingetretener Krank- 
heiten oder Schäden. 


Frage 1 

Welche gesundheitspolitischen Maßnahmen hält 

die Bundesregierung für vordringlich, um: 

a) Gesundheitsvorsorge für alle auf einen den 
Erkenntnissen der Wissenschaft und den 
modernen Anforderungen entsprechenden 
Stand zu bringen? 

b) einen wirksamen Gesundheitsschutz der Be- 
völkerung vor den wachsenden Umweltge- 
fahren, insbesondere Lärm, verunreinigte 
Luft und verschmutztes Wasser, zu errei- 
chen? 

c) das Lebensmittel- und Arzneimittelrecht den 
heutigen Erfordernissen anzupassen? 

d) der Bevölkerung überall eine nach Größe, 
Art und Leistungsfähigkeit ausreichende 
Krankenhausversorgung zu gewährleisten 


und dazu die finanziellen Grundlagen der 
Krankenhäuser zu sichern? 

Zu a) 

Gesundheitsvorsorge 

Die Gesundheitsvorsorge zielt auf die Erhaltung 
der vollen Gesundheit möglichst aller Bürger unse- 
res Staates. Sie setzt vor allem bei den Krankheiten 
an, deren Früherkennung möglich ist und deren 
frühzeitige Behandlung einen Gewinn an erfüllten 
Lebensjahren erwarten läßt. Um die Gesundheits- 
vorsorge auf einen den Erkenntnissen der Wissen- 
schaft und den modernen Anforderungen entspre- 
chenden Stand zu bringen, sieht es die Bundesregie- 
rung als notwendig an, Modelle für die Gesundheits- 
vorsorge zu entwickeln und die Voraussetzungen für 
eine möglichst breite Anwendung der Ergebnisse 
dieser Art zu schaffen. 

Zu diesem Zweck ist als erster und vordringlicher 
Schritt im Herbst des letzten Jahres beim Bundes- 
gesundheitsamt eine wissenschaftliche Abteilung 
zur Erforschung von Umweltschäden und Zivilisa- 
tionskrankheiten als erste Stufe für das vom Bun- 
destag geforderte Institut errichtet worden. 

Die Forschungsaufgabe erstreckt sich — wie der 
Name zum Ausdruck bringt — auf alle diejenigen 
Krankheiten, Leiden und Gesundheitsstörungen, die 
durch unmittelbare Umwelteinwirkungen hervor- 
gerufen werden (insbesondere durch Luftverunreini- 
gungen, Lärm, Verkehr und dgl.). Ferner richtet sie 
sich auf die „Zivilisationskrankheiten“, d. h. solche 
krankhaften Zustände, deren Entstehung durch unser 
Leben in der technischen Zivilisation wesentlich be- 
günstigt wird. Untersucht werden sollen vor allem 
die Folgen derjenigen Einwirkungen, die unter den 
Einflüssen der Zivilisation häufiger oder leichter 
zustande kommen (z. B. durch Genußmittel, durch 
reichliche Ernährung u. ä.). Auch die Schäden sollen 
erforscht werden, die wahrscheinlich mittelbar durch 
das Fehlen von lebenswichtigen Faktoren hervor- 
gerufen werden. Hierzu gehören z. B. die Folgen des 
Bewegungsmangels, einer fehlerhaften Zusammen- 
setzung der Ernährung und ähnliches. Auch manche 
psychischen Störungen, z. B. die Neurosen, müssen 
in das Forschungsprogramm einbezogen werden. 

Die Forschungsabteilung wird Gesundheitsstand 
und Krankheitshäufigkeit in der Bevölkerung be- 
obachten und die Beziehungen zwischen Gesundheit 
und Krankheit einerseits, wirtschaftlichen und sozia- 
len Verhältnissen andererseits analysieren müssen. 
Sie wird die Bedingungen, unter denen Umweltschä- 
den und Zivilisationskrankheiten entstehen und 
sich verbreiten, zu klären haben. Ihre praktische 
Hauptaufgabe wird aber die Entwicklung von Ver- 
fahren zur Verhütung von Gesundheitsschäden und 
zur Früherkennung von Krankheiten sein, also zur 
Gesundheitsvorsorge im weitesten Sinne. Ihre Auf- 
gaben sind hier eng verflochten mit denen der Bun- 
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung in Köln. 
Denn zum einen sollen die Menschen dazu geführt 
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werden, möglichst gesundheitsgemäß zu leben, zum i 
anderen aber sollen drohende Krankheitsentwick- 
lungen in ihren Frühstadien erkannt werden — noch 
bevor die Betroffenen selbst etwas merken — , damit 
man ihnen gezielt entgegenwirken kann. 

Die wichtigste Aufgabe der neuen wissenschaft- 
lichen Abteilung geht also über die reine Forschung 
hinaus. Sie liegt in der Entwicklung von Modellen 
für die Früherkennung. Es ist nicht daran gedacht, 
zum Zwecke dieser Früherkennung Menschen, die 
sich gesund fühlen und die mehr oder weniger be- 
schwerdefrei sind, systematisch durchzuuntersuchen, 
um nach verborgenen Krankheiten zu fahnden. Ein 
solches sehr aufwendiges Verfahren würde rasch 
an den hohen Kosten scheitern. Untersuchungen 
gesunder Erwachsener haben sich nirgend in der 
Welt als rationelles Mittel der Gesundheitsvorsorge 
für alle erwiesen. 

Vielmehr soll mehrstufig vorgegangen und in der 
ersten Stufe mit möglichst einfachen Mitteln nach 
bestimmten Krankheitszeichen gefahndet werden, 
die charakteristisch für bestimmte Krankheiten sind. 
Wo diese Krankheitszeichen gefunden werden, sind 
gezielt feinere Untersuchungsverfahren einzusetzen, 
um zur genauen Diagnose und damit zur Voraus- 
setzung frühzeitiger Behandlung zu gelangen. Aus 
den Röntgen-Reihenuntersuchungen ist dieses Vor- 
gehen seit den dreißiger Jahren bekannt, und neuer- 
dings macht man davon zur Früherkennung der 
Zuckerkrankheit ausgedehnten Gebrauch. Man 
spricht dabei jetzt nicht mehr von „Reihenunter- 
suchungen", sondern besser von Filteruntersuchun- 
gen: Für möglichst viele Krankheiten sollen Verfah- 
ren entwickelt werden, mit denen die ersten Ver- 
dachtszeichen verbreiteter chronischer Krankheiten 
erkannt werden können. Die Zahl der Krankheiten, 
für die das heute bereits möglich ist und in manchen 
Ländern geschieht, ist nicht gering (Rheuma, Leber- 
leiden, Blutarmut u. a.). Für andere verbreitete 
chronische Krankheiten wird intensive Grundlagen- 
forschung geleistet werden müssen. Die Abteilung 
soll sich hierfür modernster Verfahren der Labora- 
toriumstechnik und der medizinischen Datenver- 
arbeitung bedienen. 

Die Abteilung wird sich dagegen nicht mit der 
weiteren, der feineren Diagnostik befassen. Diese 
muß der Ärzteschaft, also den niedergelassenen 
Ärzten oder, soweit nötig, den Krankenhäusern 
überlassen bleiben, desgleichen auch die Vorsorge- 
beratung, die mit wachsendem Wissen über Zusam- 
menhänge zwischen bestimmten Umweltwirkungen 
und Lebensbedingungen einerseits und der Entste- 
hung chronischer Krankheiten andererseits — also 
wiederum den Forschungsergebnissen der genann- 
ten Abteilung — zunehmende Bedeutung erlangen 
wird. Die Abteilung soll sich auch auf die Entwick- 
lung der Modelle für die Früherkennung chroni- 
scher Krankheiten beschränken. Ihre breite Anwen- 
dung in der Praxis ist nicht Aufgabe eines For- 
schungsinstituts des Bundes. Die Bundesregierung 
strebt also eine enge Zusammenarbeit zwischen 
staatlich geförderter Entwicklungsforschung und der 
gesamten Ärzteschaft an, um eine breite Gesund- 
heitsvorsorge für alle aufzubauen. 


Besondere Sorge bereitet im Rahmen der Ge- 
sundheitsvorsorge der Krebs. Nur wenige Krebs- 
lokalisationen sind bisher überhaupt einer Früh- 
erkennung durch regelmäßige Untersuchungen zu- 
gänglich. Aber selbst diese Untersuchungen werden 
noch dadurch behindert, daß sie personell sehr auf- 
wendig sind. Die Entwicklung vereinfachter Unter- 
suchungsverfahren ist eine sehr dringliche Aufgabe, 
die der Bund fördert. Nicht minder wichtig aber ist, 
daß die Bevölkerung verstärkt und überall in der 
Bundesrepublik Deutschland über die Warnsignale 
und die Chance einer frühzeitigen Behandlung un- 
terrichtet wird und daß im Zuge der Früherken- 
nungsuntersuchungen und der Vorsorgeberatungen 
auch den geringsten Anhaltspunkten für die Ent- 
wicklung eines Krebses sorgsam nachgegangen wird. 
In einigen Ländern sind hierzu bereits wichtige 
Vorarbeiten geleistet worden. Durch Einrichtung 
und Ausbau von Krebsregistern im Saarland (Flä- 
chenstaat) und in Hamburg (Großstadt), die der 
Sammlung und Auswertung von Unterlagen über 
alle Krebskranken dienen, ist ein wichtiger Schritt 
vorwärts getan worden, um die ursächlichen Fak- 
toren des Krebses besser zu erfassen und gleichzei- 
tig die wichtige Nachsorge bei Krebskranken zu 
intensivieren. 

Auf dem Gebiet der Früherkennung der Zucker- 
krankheit begrüßt die Bundesregierung die Initia- 
tiven, die hierzu in letzter Zeit von verschiedenen 
Seiten entwickelt worden sind. Sie hält eine Inten- 
sivierung dieser Bestrebungen für erforderlich. 

Das Leben in der heutigen Gesellschaft über- 
fordert oft die Menschen bis über die Grenzen ihrer 
seelisch-geistigen Kräfte hinaus, so daß psychische 
Störungen zunehmen. Die Gesundheitsvorsorge für 
psychische Störungen stellt der Gesundheitspolitik 
folgende Aufgaben: 

Im Rahmen der allgemeinen Psychohygiene soll 
die Öffentlichkeit über psychische Leiden aufgeklärt 
werden. Vorurteile gegenüber psychisch Kranken 
und psychiatrischen Institutionen müssen abgebaut 
I werden. Das gegenseitige Verständnis für emotio- 
I nale Probleme und die Hilfsbereitschaft auch bei 
sozialabweichendem Verhalten sind zu fördern. In 
die allgemeine präventiv wirksame Hygiene sind 
die Familien-, Ehe- und Erziehungsberatung und 
die schulpflegerischen und verwandten Einrichtun- 
gen einzubeziehen. 

Die präventive psychiatrische Frühbehandlung 
sollte intensiviert werden, um bereits im Konflikt- 
stadium zu verhindern, daß seelische Fehlhaltungen 
entstehen oder seelische Leiden chronisch werden. 
Dies setzt eine weitere Förderung der Behandlungs- 
bereitschaft und eine Vermehrung des speziell aus- 
gebildeten Personals in geeigneten Einrichtungen 
voraus. 

Durch Förderung moderner Behandlungsmöglich- 
keiten kann die Zahl der in Anstalten unterzubrin- 
genden Kranken herabgesetzt werden. Hierzu bedarf 
es der Weiterentwicklung eines aufeinander abge- 
stimmten Systems ambulanter, halb-stationärer und 
stationärer Einrichtungen. 
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Außer ini Bereich der Umweltschäden und Zivili- 
sationskrankheiten ist eine Verstärkung der Ge- 
sundheitsvorsorge auch auf anderen Gebieten dring- 
lich. 

Mit der Einführung der Schwangerenvorsorge- 
untersuchungeii und der Krankenhausentbindung als 
Regelleistung der Krankenkassen ist ein wichtiger 
Schritt zur Verbesserung der Gesundheitshilfe für 
Mutter und Kind getan worden. Die Müttersterblich- 
keit betrug 1966 65,1 (bezogen auf 100 000 Lebend- 
geborene) und ist 1967 auf 58,3 abgesunken. 1967 
starben rund 600 Mütter in der Schwangerschaft, bei 
der Entbindung und im Wochenbett, d. s. nahezu 
100 weniger als 1966. Eine weitere Senkung ist zu 
erreichen, wenn die Schwangerenberatung weiter 
intensiviert wird. 

Die Säuglingssterblichkeit betrug 1966 23,6 (im 
ersten Lebensjahr Gestorbene bezogen auf 1000 Le- 
bondgeborene) und 1967 22,7. Damit blieben 1967 
über 1500 Säuglinge mehr am Leben als im Vorjahr. 
Eine weitere Senkung der Säuglingssterblichkeit ist 
im wesentlichen nur durch eine intensivere Betreu- 
ung in der perinatalen Phase möglich. 

Die Schwangerenberatung muß deshalb dringend 
ergänzt werden durch eine verbesserte medizinische 
Betreuung vor allem der Neugeborenen und der 
Kleinkinder. Der Eintritt ins Loben ist die risiko- 
reichste Phase im Lebenslauf. Durch ausreichende 
Prophylaxe können Frühtodesfälle und bleibende 
körperliche Schäden vermieden werden. Ärztliche 
Untersuchungen am ersten Lehenstage und Früh- 
erkennungsteste angeborener Stoifwechselstörun- 
gen sind wirksame Möglichkeiten zur Einleitung 
rechtzeitiger Behandlung angeborener Krankheiten 
und Schädigungen des Kindes während der Geburts- 
periode und geeignet, bleibende geistige und kör- 
perliche Behinderungen auszuschalten. Unermeß- 
liches Leid für viele Eltern und Kinder und erheb- 
liche Kosten für die Gesellschaft können so ver- 
mieden werden. 

Beratungen der Mütter von Säuglingen über 
zweckmäßige Ernährung und Pflege müssen im gan- 
zen Bundesgebiet, in der Stadt gleichermaßen wie 
auf dem Land gesichert werden. Durch gezielte Un- 
tersuchungen der Kleinkinder im Kindergarten- und 
Vorschulalter können darüber hinaus Hör-, Seh- 
und Sprachstörungen, sowie weitere körperliche und 
geistige Behinderungen rechtzeitig entdeckt und be- 
handelt werden. Die Untersuchung aller vierjähri- 
gen Kinder ist notwendig, um scheinbar gesunde, in 
Wirklichkeit vor der Einschulung aber noch behand- 
lungsbedürftige Kinder herausziifinden. Damit kön- 1 
nen überall die Voraussetzungen für eine angemes- | 
sene Schul- und Berufsausbildung und Eingliederung | 
in. die Gesellschaft gelegt werden. 

Eine ausreichende Schulgesundheitspllege und 
Jugendzchnpilege sollen die weitere gesunde Ent- 
wicklung des Kindes bis zum Eintritt in das Berufs- 
leben sichern. Die Schaffung einer gesetzlichen 
Grundlage für eine gleichmäßige Jugendzahnpflege 
im ganzen Bundesgebiet wird von der Bundesre^gie- 
rung nach wie vor für notwemdig und dringlich ge- 
halten, 


Besondere Bedeutung wird in Zukunft der Ge- 
: sundheitsvorsorge für alte Menschen zukommen. 

Sie muß darauf hinwirken, daß mit einer die beson- 
' deren Bedingungen des älter werdenden Menschen 
berücksichtigenden Lebensweise nicht erst mit 
! 65 Jahren, sondern schon wesentlich früher begon- 
j nen wird. 

1 Die Schaffung von überregionalen Behandlungs- 
zentren, denen Modellcharakter zugesprochen wer- 
den kann, ist in den letzten Jahren immer mehr in 
den Vordergrund getreten. In ihnen soll durch eine 
I in erster Linie rehabilitative Behandlung nach den 
neuesten medizinischen Erkenntnissen eine Einglie- 
derung bzw. Wiedereingliederung der Behandelten 
in Familie, Gesellschaft und Beruf angestrebt und 
Vorsorge gegen weitere Gesundheitsschäden getrof- 
fen werden. Darüber hinaus ist die Schaffung dieser 
; Modellzentren als Beispiel für gleichartige Einrich- 
I tungen im gesamten Bundesgebiet erforderlich. Hier- 
, zu gehören Modelleinrichtungen z. B. für chronisch 
I Kranke, für Personen mit geistig seelischen und 
i psychosomatischen Störungen und Erkrankungen, 
für Altersleidende, Suchtkranke, spastisch Gelähmte 
und an multipler Sklerose Erkrankte, weiter für 
Herz-, Kreislauf-, Leber- und Zuckerkranke sowie 
für Personen mit Muskelerkrankungen, rheumati- 
schen Leiden sowie für Hirn- und Sportverletzte. 

Eine wirksame Gesundheitsvorsorge bedarf in 
; jedem Fall der Ergänzung durch Gesundheitserzie- 
hung. Um diese wirksam zu gestalten, ist eine breit 
' angelegte, wissenschaftlich fundierte und mit den 
' Möglichkeiten moderner Kommunikationsmittel 
durchgeführte Gesundheitserziehung und -aufklä- 
rung der Öffentlichkeit über die Ursachen der 
krankmachenden Lebensbedingungen (Risikofakto- 
ren) und ihre Folgen sowie über die Möglichkeiten 
: der Vorbeugung, Verhütung und Früherkennung 
; der wichtigsten Zivilisationskrankheiten und über 
, gesetzliche und institutionelle Maßnahmen notwen- 
dig. Ferner gehören hierzu die Aus- und Fortbildung 
der Angehörigen der Lehr- und Gesundheitsberufe 
und des öffentlichen Gesundheitsdienstes über mo- 
derne Gesundheitserziehung und -aufklärung und 
die Intensivierung der Gesundheitserziehung in 
allen Schularten durch Bereitstellung von Lehr- und 
I Unterrichtsmitteln und die Schaffung eines Vorrats 
' gesundheitserzieherischen und -aufklärenden Mate- 
rials. Geschlechtserziehung erwachsener und jugend- 
, lieber Menschen sowie Familienberatung sind un- 
beschadet ihrer großen familienpolitischen Bedeu- 
tung auch besondere Aufgaben der Gesundheitsvor- 
sorge und -aufklärung. 

Goschlechtserziehung junger Menschen — eine 
Frage, zu der sich die Bundesregierung bereits in 
ihrer Antwort auf die Große Anfrage betreffend die 
Situation der Kinder (Drucksache V/2441) geäußert 
hat — kann nur wirkungsvoll sein, wenn die sich 
aus dem Verhältnis der Geschlechter zueinander er- 
gebenden Probleme, mit denen Jugendliche sehr 
oft und lange vor Eintritt ins Erwachsenenalter kon- 
frontiert werden, den Jugendlichen bewußt gemacht 
werden, und wenn die Möglichkeiten zu ihrer Be- 
wältigung im Rahmen der Gesamterziehung bereits 
I in der Jugend vermittelt werden. Wesentlicher Be- 
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standteil dieser Beziehung ist die frühzeitige Unter- 
richtung über Zeugung und vorgeburtliche Entwick- 
lung des Menschen wie auch — dem jeweiligen 
Reifegrad entsprechend — über Grundlagen und 
Methoden einer verantwortlichen Geburtenregelung. , 
Die Eltern sind in erster Linie zur Geschlechtserzie- 
hung ihrer Kinder berufen. Neben den Seelsorgern 
müssen aber auch Lehrer und Ärzte mehr als bisher 
an der Erfüllung dieser Aufgabe beteiligt werden. 
Die beunruhigend angestiegene Zahl jugendlicher | 
Mütter und die hoch geschätzte Abtreibungsrate 
zwingen dazu, angemessene Kenntnisse spätestens | 
im Schulentlassungsaiter vermitteln zu lassen. 

Außerdem sollten Beratungsstellen für Erwach- 
sene gefördert werden, die dem unstreitig vorhande- 
nen großen Bedürfnis nach Hilfe in diesen Fragen 
genügen können. Dabei müßte die Bevölkerung ver- 
stärkt auf die Möglichkeit der Inanspruchnahme 
einer solchen Beratung hingewiesen werden. Gegen- 
stand dieser Beratung wäre insbesondere die Unter- 
richtung über Fragen des eigenen Geschlechtslebens 
und eine verantwortliche Geburtenregelung sowie 
Hilfe bei der Erziehung der Kinder. Zumindest auf 
weitere Sicht können solche Maßnahmen zu einer 
Verminderung von Abtreibungen, von Sexualver- 
brechen und von Geschlechtskrankheiten beitragen. 

Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä- 
rung hat die sich hieraus ergebenden Aufgaben in 
ihrem Arbeitsprogramm berücksichtigt; hierauf hat 
die Bundesregierung bereits in der oben erwähnten 
Antwort zur Situation der Kinder (Drucksache 
V/2441) hingewiesen. Die Tätigkeit dieses Instituts, 
dessen Übernahme und Finanzierung durch den 
Bund auch dem Wunsch der für das Gesundheits- 
wesen zuständigen Minister und Senatoren der Län- 
der (Beschluß der Konferenz 1964 in Lübeck) ent- 
spricht, wird im Rahmen der finanziellen Möglich- 
keiten weiter intensiviert. Es arbeitet mit allen 
interessierten Behörden, dem Bundesausschuß für 
gesundheitliche Volksbelehrung, den Landesaus- 
schüssen, der Deutschen Zentrale für Volksgesund- 
heitspflege und vielen anderen Institutionen und 
Organisationen des In- und Auslandes eng zusam- 
men. 

Zu b) 

Gesundheitsschutz 

Maßnahmen zur Reinhaltung der Luft und zur 
Bekämpfung des Lärms sind Schwerpunkte moderner 
Gesundheitspolitik geworden. Die durch die fort- 
schreitende Industrialisierung, die Technisierung 
fast aller Lebensbereiche und die rasche Zunahme 
des Straßen- und Luftverkehrs verursachten Luft- 
verunreinigungen und Lärmbeeinträchtigungen — 
besonders in den Ballungsgebieten — können eine 
Quelle ernster Gesundheitsgefahren sein. Zur Ab- 
wehr dieser Gefahren haben Länder und Gemein- 
den, aber auch die Privatwirtschaft bereits Vorbild- 
liches geleistet. Es war jedoch nicht möglich, das in 
der Kriegs- und Wiederaufbauzeit Versäumte in 
wenigen Jahren nachzuholen. Abhilfemaßnahmen 
sind daher in bestimmten Bereichen weiterhin drin- 
gend erforderlich. 


Die Bundesregierung wird deshalb die bereits 
eingeleiteten gesundheitspolitischen Maßnahmen in 
engem Zusammenwirken mit allen Beteiligten, ins- 
besondere den Ländern, mit Nachdruck fortsetzen. 
Dabei sind vier wesentliche Aufgaben zu erfüllen: 

— Stand und Entwicklung der Luftverunreinigung 
müssen laufend beobachtet und überwacht wer- 
den; 

— die medizinisch-biologischen Erkenntnisse über 
die Wirkung der luftverunreinigenden Stoffe und 
des Lärms müssen vertieft werden; 

— die Entwicklung technischer Mittel zur Reinhal- 
tung der Luft und zur Minderung des Lärms an 
der Quelle bedürfen der Förderung; 

— durch eine fortschrittliche Gesetzgebung ist unter 
Abwägung der berechtigten Interessen sicherzu- 
stellen, daß die technischen Möglichkeiten ge- 
nutzt werden, um die Entstehung von Luftver- 
unreinigungen und von Lärm möglichst zu ver- 
hindern oder weitgehend zu beschränken. 

Grundlage für die laufende Kontrolle der Luft- 
verunreinigungen ist das Bundesgesetz über Vor- 
sorgemaßnahmen zur Luftreinhaltung aus dem Jahre 
1965. Zur Vorbereitung der Durchführungsvorschrif- 
ten zu diesem Gesetz ist eine Probestation in Betrieb 
genommen worden. Auf der Grundlage ihrer Ergeb- 
nisse werden im Bundesministerium für Gesund- 
heitswesen die Durchführungsvorschriften erarbei- 
tet, die im Verein mit Meßprogrammen der Länder 
eine ausgedehnte Überwachung schaffen sollen. 

Uber die medizinisch-biologischen Auswirkungen 
der Luftverunreinigungen und des Lärms konnten in 
letzter Zeit wichtige Erkenntnisse gewonnen wer- 
den. Eine Reihe vordringlicher Forschungsaufgaben 
ist jedoch noch ungelöst. Dies gilt insbesondere für 
das Phänomen der Summen- und Kombinationswir- 
kung einer Vielzahl luftverunreinigender Stoffe und 
für die gesundheitspolitisch außerordentlich bedeut- 
same Frage, auf welche Weise und in welchem Um- 
fang Luftverunreinigungen und Lärm zu der Gesamt- 
belastung des Menschen in der Zivilisation beitra- 
gen. Zur Zeit werden im Auftrag des Bundesmini- 
sters für Gesundheitswesen Untersuchungen durch- 
geführt über 

die medizinisch-biologischen Wirkungen von 
Kraftfahrzeugabgasen, 

die Reaktion von Menschen auf luftverunreini- 
gende Stoffe in Abhängigkeit von Alter, Geschlecht 
und Vorbelastung sowie 

über den Einfluß luftverunreinigender Stoffe auf 
Pflanzen. 

Die auf diese Weise gewonnenen Erkenntnisse 
sind bei der Bekämpfung der Emissionen an der 
Quelle nutzbar zu machen. Die Bundesregierung för- 
dert deshalb im Rahmen ihrer Möglichkeiten die 
von der Wirtschaft freiwillig übernommenen An- 
strengungen, indem sie geeignete Bemühungen un- 
terstützt, den Stand der Technik zu verbessern. Der 
Schwerpunkt der Maßnahmen wird allerdings auch 
in Zukunft bei der Rechtsetzung liegen. Die inzwi- 
schen über die Grenzen der Bundesrepublik rich- 
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tungweisend gewordene Technische Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft wird erweitert und verbessert 
werden. Zur Verminderung der schädlichen Bestand- 
teile von Kraftfahrzeugabgasen werden in nächster 
Zeit mehrere Reditsverordnungen erlassen werden, 
in denen der in jüngster Zeit auf diesem Gebiet er- 
reichte Stand der Technik seinen Niederschlag fin- 
det. Es ist zu erwarten, daß ein Teil dieser Vor- 
schriften bereits bis zur Jahresmitte 1968 erlassen 
werden kann. 

Auf dem Gebiet der Lärmbekämpfung wird die 
Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm — ein 
Gegenstück zur Technischen Anleitung zur Reinhal- 
tung der Luft — in Kürze in Kraft treten. Zur Durch- 
führung des Baulärmgesetzes werden Verwaltungs- 
vorschriften vorbereitet, die insbesondere Emis- 
sions- und Immissionsrichtwerte sowie Methoden 
zur Geräuschmessung festlegen werden. Die vom 
Fluglärm in der Umgebung von Flugplätzen betrof- 
fene Bevölkerung fordert dringend Maßnahmen zur 
Verhinderung des Fluglärms. Die Bundesregierung 
ist z. Z. mit einem Initiativgesetzentwurf aus der 
Mitte des Deutschen Bundestages befaßt, in dem 
nach dem neuesten Stand der Beratungen Lärm- | 
minderungsmaßnahmen beim Fiugplatzbetrieb, Pla- 
nungsmaßnahmen in der Umgebung des Flugplatzes 
und die Gewährung von Beihilfen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen vorgesehen sind. 

Die Bundesregierung hält auf den Gebieten der 
Luftreinhaltung und der Lärmbekämpfung ein „Bun- 
desimmissionsschutzgesetz" für notwendig, das der 
modernen technischen Entwicklung angepaßt ist 
und alle wichtigen Emissionsquellen umfaßt, gleich- 
viel ob sie dem gewerblichen, privaten oder hoheit- 
lichen Bereich angehören. Dadurch werden Mängel 
des geltenden Rechts beseitigt. Bisher ist nur eine 
Auswahl bestimmter Quellen erfaßt. Dies erscheint 
angesichts der Erkenntnis über die Gesamtbelastung . 
willkürlich und kann bei der Aufspaltung in Bundes- j 
und Landesrecht zu Wettbewerbsverzerrungen füh- 
ren. Der Entwurf zu diesem Gesetz soll möglichst 
bald eingebracht werden. Eine auf lange Sicht be- 
friedigende Lösung des Immissionsschutzes ist aller- 
dings nur erreichbar, wenn der Bund auf den Gebie- i 
ten der Luftreinhaltung und der Lärmbekämpfung ; 
eine spezielle Gesetzgebungskompetenz erhält (vgl. ' 
zur Frage 3). | 

In welchem Maße und innerhalb welchen Zeit- 
raums die gesetzten Ziele verwirklicht werden kön- j 
nen, hängt nicht zuletzt von der Qualität der wissen- j 
schaftlichen Beratung ab, deren sich die Bundes- | 
regierung bei ihren gesundheitspolitischen Maßnah- | 
men bedienen muß. 

Es ist daher erforderlich, daß das Institut für Was- 
ser-, Boden- und Lufthygiene des Bundesgesund- 
heitsamtes innerhalb der nächsten Zeit — auch für 
Aufgaben auf dem Gebiet der Wasserversorgung, 
der Reinhaltung der Gewässer und der Abfallbesei- 
tigung — > so ausgebaut wird, daß es diesen Auf- 
gaben gerecht werden kann. Die Bundesregierung 
prüft zur Zeit, wie der Ausbau im Rahmen der in 
der Finanzplanung zur Verfügung stehenden Mittel 
verwirklicht werden kann. 


Die Bundesrepublik Deutschland steht vor der 
zunehmend schwieriger werdenden Aufgabe, zur 
Sicherung einer qualitativ und quantitativ ausrei- 
chenden Wasserversorgung von Bevölkerung, Indu- 
strie und Landwirtschaft eine straffere Nutzung der 
Wasservorkommen zu erreichen. Unabdingbare Vor- 
aussetzung hierfür ist die Reinhaltung des Gewäs- 
ser. Reine Gewässer sind auch zur Erholung und zur 
Ausübung des Sports von Bedeutung. 

Die nach dem Wasserhaushaltsgesetz den Ländern 
obliegende wasserwirtschaftliche Rahmenplanung 
soll Unterlagen für eine großräumige wasserwirt- 
schaftliche Ordnung schaffen. Die Bundesregierung 
hat mit Zustimmung des Bundesrates am 6. Septem- 
ber 1966 „Richtlinien für die Aufstellung von was- 
serwirtschaftlichen Rahmenplänen" erlassen. Ver- 
schiedene Rahmenpläne sind bereits erstellt. Die 
Ausarbeitung weiterer Pläne ist dringend. 

Der Schutz der Gewässer vor schädlichen Ver- 
änderungen durch den immer größer werdenden 
Anfall von Abwasser, Abfällen und sonstigen was- 
sergefährdenden Stoffen ist im Interesse der Volks- 
gesundheit besonders wichtig. Hieraus ergeben sich 
folgende Aufgaben: 

— Verstärkte Beobachtung und Überwachung der 
Wirkung von Tätigkeiten und Stoffen, die für 
die Gewässer schädlich sein können; 

— besserer Schutz des Trinkwassers vor gesund- 
heitsgefährdenden Einflüssen; 

— Verbesserung der Verfahren zur Abwasserreini- 
gung und zur Wasseraufbereitung; 

— Anpassung der gesetzlichen Vorschriften an den 
technischen und wirtschaftlichen Fortschritt. 

Der Bedarf an Wasser für die Versorgung der Be- 
völkerung hat in der Bundesrepublik ständig zu- 
genommen. Betrug er 1957 noch 2,2 Mrd. m^, so war 
er 1963 auf 2,7 Mrd. m^ also in sechs Jahren um 500 
Millionen m^ gestiegen. 

Der Wasserbedarf kann aber schon heute in Bal- 
lungsgebieten nur zum geringen Teil aus dem 
Grundwasser gedeckt werden. Der größere Teil muß 
aus dem Oberflächenwasser entnommen werden. 
Nach Angaben des statistischen Bundesamtes muß 
für das Gebiet der Bundesrepublik in den nächsten 
30 Jahren mit einer Zunahme der Einwohner auf 
rd. 70 Millionen gerechnet werden. Außerdem wach- 
sen die Ansprüche der Bevölkerung an die Wasser- 
versorgung. Es kann davon ausgegangen werden, 
daß in etwa 30 Jahren mindestens der doppelte Be- 
darf an Wasser zu decken sein wird. Das Grund- 
wasser reicht nicht aus. Es wird in verstärktem Maße 
das Oberflächenwasser zur Versorgung herangezo- 
gen werden müssen. Auch der Wasserbedarf der 
Industrie ist ständig gestiegen. Ihre Wasserförde- 
rung betrug 1950 rd. 4,4 Mrd. m^. Sie war 1965 auf 
rd. 10,7 Mrd. m^ gestiegen. 

Davon stammten 35 Vo aus dem Grundwasser und 
rd. 65 Vo aus dem Oberflächenwasser. Außerdem 
wurden 1965 noch etwa 15 Mrd. m^ in innerbetrieb- 
lichen Kreisläufen verwendet. 


6 



Deutscher Bundestag 

Bei der anhaltenden Entwicklung der Industrie ist 
mit Sicherheit ein weiteres Steigen des Wasser- 
bedarfs der Industrie zu erwarten. 

Um die Wasserversorgung für die Zukunft zu 
sichern, hält die Bundesregierung es für notwendig, j 
die nutzbaren Wasservorkommen gegen die zuneh- 
menden Umweltgefahren zu schützen und auch die 
erst in der Zukunft benötigten Gewinnungsgebiete 
von anderweitigen entgegenstehenden Nutzungen 
freizuhalten. Die vorhandenen wasserrechtlichen 
Vorschriften reicheii hierfür nicht voll aus. Ergän- 
zende Vorschriften sind notwendig. 

Die Bemühungen der Bundesregierung um die 
Weiterentwicklung der Wasserversorgung werden 
weitgehend von der Reinhaltung der Gewässer be- 
einflußt. Die Statistik des Jahres 1963 wies aus, 
daß das Abwasser von nur der Hälfte der Bevölke- ' 
rung in öffentlichen Kläranlagen behandelt worden 
ist. Hiervon wurde wiederum nur die Hälfte des 
Abwassers biologisch gereinigt, so daß schließlich 
nur das Abwasser eines Viertels der Bevölkerung i 
als gut gereinigt gelten konnte. Von 1963 bis 1967 ' 
hat der Bau von Abwasseranlagen im öffentlichen | 
Bereich zwar gute Fortschritte gemacht, der Zustand : 
der Gewässer hat sich aber noch nicht gebessert, 
weil der Nachholbedarf sehr groß und die Abwas- 
sermenge ständig zunimmt. 

Auch im industriellen Bereich sind auf dem Ge- 
biet der Abwasserreinigung trotz mancher beacht- 
licher Erfolge noch viele Aufgaben zu bewältigen. 
Wegen der insgesamt großen Menge und der zum , 
Teil schwierigen Behandlung des industriellen Ab- 
wassers ist das Ausmaß dieser Aufgaben noch grö- 
ßer als im kommunalen Bereich. 

Die Versäumnisse im Kampf gegen die Verunrei- 
nigung der Gewässer in früheren Jahrzehnten zwin- 
gen uns heute, den ganz erheblichen Nachholbedarf 
durch den Bau von Kläranlagen und Kanalisationen 
beschleunigt aufzuholen. 

Die Bundesregierung hält ein schnelles und ziel- 
strebiges Handeln für unerläßlich, weil sich der ; 
Zustand der Gewässer unweigerlich noch mehr ver- ^ 
schlechtem würde, wenn die Anstrengungen verrin- 
gert und verzögert werden. Es sollte erreicht wer- 
den, daß das Abwasser von rund 85 ®/o der Bevölke- 
rung in biologischen Kläranlagen behandelt wird. 
Ebensogut ist das Abwasser der Industriebetriebe 
zu reinigen. Nach Auffassung der Bundesregierung 
sollte dieses Ziel in einem Zeitraum von 15, höch- 
stens 20 Jahren verwirklicht werden. 

Nach überschlägigen Berechnungen betragen die 
Kosten für die im öffentlichen Bereich noch notwen- 
digen Kläranlagen mindestens 6 Mrd. DM. Dazu 
kommen noch 10 Mrd. DM für Kanalisationen. Im 
industriellen Bereich werden die Kosten für Abwas- 
seranlagen auf 12 bis 15 Mrd. DM geschätzt Jährlich 
müßten also außer den für Ersatzbauten und Erhal- 
tungsmaßnahmen notwendigen Investitionen etwa 
2 Mrd. DM für neue Abwasseranlagen aufgebracht 
werden, um in 15 Jahren gesunde Gewässer zu 
haben. Die Kosten für diese Maßnahmen sind grund- 
sätzlich von den Verursachern der Gewässerver- 
unreinigungen zu tragen. 
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Zu den besonders wassergefährdenden Stoffen 
zählen die Mineralöle und Mineralölprodukte. Der 
Bund hat mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des 
Wasserhaushaltsgesetzes vom G. August 1964, dem 
sogenannten „Pipeline-Gesetz", eine wasserrecht- 
liche Genehmigungspflicht für Fernleitungen zum 
Befördern dieser Stoffe eingeführt. Die hierzu erfor- 
derlichen Ausführungsbestimmungen werden in 
enger Zusammenarbeit mit den Ländern erstellt. 
Auf Grund einer im Straßenverkehrsgesetz enthal- 
tenen Rechtsverordnungsermächtigung sollen V Ur- 
schriften über die Beförderung wassergefährdender 
Stoffe im Straßenverkehr erlassen werden. Beson- 
dere Rechtsvorschriften über das Lagern wasser- 
gefährdender Flüssigkeiten, deren Erlaß nach der- 
zeitiger Rechtslage den Ländern überlassen bleiben 
muß, sind bisher in den Ländern Baden- Württein- 
berg, Bayern, Hessen und Nordrhein-Westfalen 
ergangen; in den anderen Ländern ist demnächst 
mit dem Erlaß entsprechender Vorschriften zu rech- 
nen. 

Eine Gefahrenquelle besonderer Art für die Ge- 
wässer bilden ferner die Altöle und die mineralöl- 
haltigen Rückstände aus Lager-, Betriebs- und Trans- 
portbehältern, da diese Stoffe im allgemeinen nicht 
oder nur bedingt wiederverwendungsfähig sind. Um 
zu verhindern, daß diese Stoffe mittelbar über den 
Untergrund oder die Kanalisation oder gar unmittel- 
bar in die Gewässer gelangen, sollte der Verbleib 
dieser Stoffe nachgewiesen und überwacht werden. 
Es kommt hinzu, daß die Ubergangshilfen, die der 
Bund den Sammelstellen für das Aufbereiten von 
Altöl gewährt, Ende dieses Jahres auslaufen. Die 
Bundesregierung bereitet deshalb den Entwurf eines 
Gesetzes über die Überwachung des Verbleibs ölhal- 
tiger und ähnlicher Abfallstoffe (Altölgesetz) vor. 

Eine Initiative der Interparlamentarischen Ar- 
beitsgemeinschaft in Bonn (IPA) auf dem Gebiete 
der AbfaUbeseitigung hat im Jahre 1962 zu einem 
interfraktionellen Antrag im Bundestag geführt. 
Auf Grund dieses Antrages, der vom Bundestag im 
Oktober 1962 gebilligt wurde, hat die Bundesregie- 
rung sich um Klärung der Situation auf diesem 
Gebiete bemüht. Hierzu wurde ein „Erster Bericht 
der Bundesregierung zum Problem der Beseitigung 
von Abfallstoffen" am 31. Januar 1963 (Drucksache 
IV/945), ein zweiter Bericht am 28. Januar 1966 
(Drucksache V/248) vorgelegt. Im Zuge dieser Be- 
mühungen hat die Bundesregierung gemeinsam mit 
den Ländern eine „Zentralstelle für Abfallbeseiti- 
gung" beim Bundesgesundheitsamt in Berlin einge- 
richtet, von der u. a. alle Fragen auf diesem Gebiete 
koordiniert werden. 

Auf dem Gebiete der Abfallbeseitigung soll ein 
vom Bund zu erlassendes Gesetz über die unschäd- 
liche Sammlung und Beseitigung von Abfallstoffen 
(Abfallbeseitigungsgesetz) eine umfassende Ord- 
nung auf diesem Gebiete gewährleisten, bestehende 
Schwierigkeiten möglichst rasch beseitigen und Fehl- 
entwicklungen für die Zukunft wirksam verhindern. 
Die Bundesregierung bereitet dieses Gesetz vor. 

Die gesetzgeberischen Maßnahmen des Bundes 
auf dem Gebiet der Waserwirtschaft stehen unter 
der Einschränkung, daß dem Bund nach Artikel 75 
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Nr. 4 GG nur eine Rahmenkompetenz zusteht. Der 
Bund muß hierbei in Fragen von sachlichem Gewicht 
auf eigene Regelungen verzichten, um den Ländern 
Spielraum für ergänzende Vorschriften zu lassen. 
So enthält das Wasserhaushaltsgesetz von 1957 nur 
Rahmenregelungen. Erst eine konkurrierende Ge- 
setzgebungskompetenz würde dem Bund die Mög- 
lichkeit geben, die für diesen Bereich im Interesse 
der Rechts- und Wirtschaftseinheit im Bundesgebiet 
erwünschten einheitlichen Regelungen zu treffen. 

Zu c) 

Lebensmittelrecht 

Die Lebensmittelerzeugung gewinnt mehr und 
mehr industriellen Charakter. Auch die Vertriebs- 
formen haben sich — gerade bei leicht verderb- 
lichen Lebensmitteln — in den letzten Jahren grund- ; 
legend geändert. Die Bundesregierung trägt dieser 
Entwicklung durch ständige Änderung und Ergän- 
zung der lebensmittelrechtlichen Regelungen Rech- 
nung. So sind allein in diesem Bereich gegenwärtig 
mehr als 20 Gesetz- oder Verordnungsvorhaben in 
Vorbereitung, die in ihrer überwiegenden Zahl noch 
in der laufenden Legislaturperiode wirksam werden 
sollen. Davon sind als besondere gesundheitspoliti- ' 
sdie Schwerpunkte folgende Maßnahmen zu nennen: 

Zusatzstoffe 

Erforderlich ist eine Überprüfung der gesamten 
Zusatzstoffregelungen (fremde Stoffe und soge- 
nannte technische Hilfsstoffe) unter Berücksichti- 
gung neuer und international anerkannter Erkennt- 
nisse auf dem Gebiet der Toxikologie. 

Pflanzenschutz-, Schädlingsbekämpfungs- und 
sonstige Mittel 

Mit der „Höchstmengenverordnung — Pflanzen- 
schutz", die am 1. Januar dieses Jahres in Kraft 
getreten ist, wurde gesetzgeberisches Neuland be- 
treten. Nicht zuletzt deshalb bedürfen die getroffe- 
nen Regelungen einer ständigen Verbesserung und 
Ergänzung, wobei auch hier vor allem die im inter- 
nationalen Bereich gemachten Erfahrungen berück- 
sichtigt werden müssen. Es wird notwendig sein, 
auch die wissenschaftlichen Erkenntnisse über den 
Übergang von sonstigen Mitteln, wie z. B. Dünge- 
mitteln und Wuchsmitteln in Lebensmittel zu ver- 
tiefen. 

Rückstände von Arzneimitteln 
und anderen Wirkstoffen 

Es handelt sich u. a. um Rückstände, die auf dem 
Wege über das lebende Tier in die Lebensmittel 
gelangen können. Die in diesem Bereich notwendi- 
gen wissenschaftlichen Vorarbeiten erfordern aller- 
dings einen erheblichen Aufwand. Hier ist bislang 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft eingesprun- 
gen. Auf die Dauer werden jedoch diese Aufgaben 
auf dem Gebiet der Toxikologie von Einrichtungen 
des Bundes oder der Länder übernommen werden 
müssen. Die gesetzgeberischen Maßnahmen werden 
sich im übrigen voraussichtlich auch auf den Arnei- 
mittelsektor erstrecken müssen. 


Weitere Maßnahmen für Lebensmittel tierischer 
Herkunft 

Für die Untersuchung von Geflügelfleisch, das 
bisher noch nicht den fleischbeschaurechtlichen Vor- 
schriften unterliegt, müssen baldmöglichst gesetz- 
liche Grundlagen geschaffen werden. Ferner sind 
Vorschriften über die hygienische Behandlung von 
Lebensmitteln tierischer Herkunft in allen Handels- 
stufen zu erlassen. Damit soll nicht nur einem ra- 
schen Verderb der Lebensmittel, sondern vor allem 
auch den als Lebensmittelvergiftung gefürchteten 
Salmonelleninfektionen entgegengewirkt werden. 
Schließlich werden baldmöglichst zeitgemäße Vor- 
schriften über die hygienische Gewinnung und Be- 
handlung der Milch erlassen werden müssen. 

Die Bundesregierung hält die vom Deutschen Bun- 
destag geforderte Gesamtreform des Lebensmittel- 
rechts für eine besonders wichtige Aufgabe. Ab- 
gesehen von dem zur Zeit dem Bundestag vorliegen- 
den neuen Weingesetzentwurf (Drucksache V/1636) 
und von einem modernen Fleischhygienegesetz wird 
dieses Vorhaben in erster Linie durch ein umfassen- 
des Gesetz zur Neuregelung und Bereinigung aller 
lebensmittelrechtlichen Vorschriften verwirklicht 
werden. Die Hauptziele dieses Gesetzgebungsvor- 
habens sind: 

I — Schaffung von Rechtsvorschriften, die für Ver- 
braucher und Wirtschaft klar und überschaubar 
sind; 

— größtmögliche Praktikabilität dieser Vorschriften 
im Interesse einer gesicherten Rechtsprechung 
und einer einheitlichen Verwaltungspraxis; 

— weitere Verstärkung des Verbraucherschutzes 
ohne unnötige Behinderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung; 

— angemessene Berücksichtigung der raschen Fort- 
schritte auf dem Gebiet der Lebensmitteltechno- 
logie (z. B. in der Kältetechnik); 

: — grundlegende Neugestaltung des Lebensmittel- 
I Strafrechts; 

j — gründliche Bereinigung und Vereinfachung des 
i gesamten Rechtsgebietes durch Überführung 
veralteter, zum Teil noch aus dem vorigen Jahr- 
hundert und aus den dreißiger Jahren stammen- 
der Spezialgesetze in lebensmittelrechtliche Ver- 
ordnungen und durch Herausnahme von Bestim- 
mungen mit lebensmittelrechtlichem Inhalt aus 
den Steuer- oder Marktordnungsgesetzen. 

! Im einzelnen werden im Rahmen dieser Reform 
I zahlreiche Fragen, die gegenwärtig noch nicht befrie- 
I digend geregelt worden sind, gelöst werden müssen. 
Dies gilt — vorbehaltlich etwaiger Übergangslösun- 
gen — zum Beispiel für eine sachgerechtere Abgren- 
zung der Lebensmittel von den Arzneimitteln, für 
die Schaffung eines neuen und praktikablen Zusatz- 
' stoffbegriffes und für die weitere Ausgestaltung der 
Eingriffsmöglichkeiten durch den Verordnungsgeber 
(z. B. auf dem Gebiet der Hygiene). Besonderer Wert 
wird ferner auf eine sachgerechte Regelung der 
gesundheitsbezogenen Werbung für Lebensmittel 
gelegt werden. Auch eine Verbesserung der Lebens- 
mittelüberwachung, vor allem bei der Einfuhr, wird 
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im Zusammenwirken mit den Ländern angestrebt. 
Schließlich wird die neue Regelung auch die not- 
wendigen Grundlagen für eine Regelung der kosme- 
tischen Erzeugnisse enthalten, so daß ein besonde- 
res Gesetz auf diesem Gebiet entbehrlich wird. 

Der Deutsche Bundestag hat die Gesamtreform 
des Lebensmittelrechts anläßlich der Verabschiedung 
der sogenannten Fremdstoffnovelle im November 
1958 gefordert. Gegen Ende des Jahres 1963 sind 
die Mindestvoraussetzungen in personeller Hinsicht 
geschaffen worden, um dieses umfangreiche Reform- 
vorhaben zügig voranzutreiben. Das Bundesministe- 
rium für Gesundheitswesen bedient sich hierbei seit 
Anfang des Jahres 1964 einer Kommission, die aus 
Vertretern der Verbraucherschaft, der Wirtschaft, 
der Wissenschaft und der Überwachung besteht 
und in der alle für die Schaffung eines neuen Le- 
bensmittelrechts bedeutsamen Fachrichtungen ver- 
treten sind. Diese Kommission wird ihre Beratun- 
gen über einen vom Bundesministerium für Ge- 
sundheitswesen erstellten Diskussionsentwurf noch 
in diesem Sommer beenden. Es ist beabsichtigt, den 
Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung und Be- 
reinigung des Rechts im Verkehr mit Lebensmit- 
teln, Tabakerzeugnissen und Bedarfsgegenständen 
gegen Ende dieses Jahres allen hiervon Betroffenen 
zugänglich zu machen. Die Vorlage dieses umfang- 
reichen Reformwerkes an den Deutschen Bundestag 
wird in dieser Legislaturperiode leider nicht mehr 
möglich sein. 

Die Maßnahmen auf lebensmittelrechtlichem Ge- 
biet werden in zunehmendem Maße von den Arbei- 
ten im supranationalen bzw. im internationalen ße- | 
reich beeinflußt. So sind im Rahmen der Arbeiten 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften innerhalb 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in Brüs- 
sel allein auf dem Gebiet des Lebensmittelwesens 
und der Veterinärmedizin etwa 50 Richtlinien in 
Vorbereitung. Bei den Arbeiten für einen weltwei- 
ten Codex Alimentarius beteiligt sich die Bundes- 
regierung z. Z. an 17 Fachkomitees. 

Bei den Bestrebungen, den zwischenstaatlichen 
Handel mit Lebensmitteln zu erleichtern, wird die 
Bundesregierung als ein Hauptaufnahmeland von 
Lebensmitteln allerdings stets besonders darauf ach- 
ten, daß der durch unsere Lebensmittelgesetzgebung 
erzielte Schutz des Verbrauchers nicht verringert 
wird. Nach Auffassung der Bundesregierung kann 
daher die auch von ihr erstrebte Lebensmittelrechts- 
angleichung nicht in erster Linie als eine bloße 
Beseitigung technischer Handelshemmnisse angese- 
hen werden. Das Hauptanliegen der Rechtsanglei- 
chungsarbeiten muß vielmehr die Schaffung von 
Regelungen auf dem durch den Schutz des Verbrau- 
chers gebotenen höchstmöglichen Niveau sein. Dar- 
über hinaus wird die Bundesregierung darauf hin- 
wirken, daß den Regelungen auf Gemeinschafts- 
basis auch in den Drittländern Geltung verschafft 
wird, so daß sich auf die Dauer — vor allem beim 
Verkehr mit Lebensmitteln tierischer Herkunft — 
ein Welthygienestandard entwickelt, der einen ein- 
wandfreien Verbraucherschutz sicherstellt. 


Arzneimittelrecht 

Auf dem Gebiet des Arzneimittelwesens voll- 
ziehen sich seit geraumer Zeit bedeutsame wissen- 
schaftliche Entwicklungen. In ständiger Folge werden 
neue Stoffe entwickelt, die sich durch immer diffe- 
renziertere Wirkungen auszeichnen und der Medizin 
immer größere Möglichkeiten zur Bekämpfung von 
Krankheiten an die Hand geben. Bei der Anwendung 
dieser Stoffe treten jedoch in stärkerem Maße als 
früher unerwünschte Nebenwirkungen auf, die das 
therapeutische Risiko erhöhen. Die Gesetzgebung 
ist auf diesem Gebiet so zu gestalten, daß sie einer- 
seits die Entwicklung neuer Arzneimittel nicht be- 
hindert, andererseits die Allgemeinheit vor mög- 
lichen Gefährdungen schützt. Dabei ist auch die 
Entwicklung zu berücksichtigen, die sich im inter- 
nationalen Bereich vollzieht. 

Besonders werden sich die EWG-Richtlinien auf 
das deutsche Arzneimittelrecht auswirken. Schon 
jetzt ist erkennbar, daß sich in der EWG die Vor- 
stellungen des deutschen Gesetzgebers über die 
Eigenverantwortlichkeit des Arzneimittelherstellers 
für sein Erzeugnis nicht durchsetzen werden. Die 
Tendenz geht allgemein dahin, den zuständigen 
staatlichen Stellen weitergehende Verantwortung zu 
übertragen. Die Bundesregierung kann sich dieser 
von den anderen Mitgliedstaaten getragenen Ten- 
denz nicht ganz verschließen; sie wird jedoch einer 
Gesamtlösung, die eine Änderung des deutschen 
Arzneimittelrechts zur Folge hat, nur dann zustim- 
men, wenn damit zugleich ein freier innergemein- 
schaftlicher Arzneimittelmarkt entsteht. 

Der Stand der Richtlinien auf dem pharmazeuti- 
schen Sektor ist folgender: Eine Erste Pharmazeuti- 
sche Richtlinie ist vom Ministerrat am 26. Januar 
1965 verabschiedet worden. Vier weitere Richtlinien 
liegen dem Ministerrat zur Entscheidung vor. Mit 
der Vorlage von 10 weiteren Richtlinien durch die 
Kommission ist in absehbarer Zeit zu rechnen. Im 
übrigen hält die Bundesregierung im Bereich der 
Bundesgesetzgebung Maßnahmen auf folgenden Ge- 
bieten des Arzneimittelrechts für vordringlich: 

Sera und Impfstoffe 

Die Sera und Impfstoffe nehmen nach Herkunft 
und Anwendungsbereich unter den Arzneimitteln 
eine besondere Stellung ein. Sie spielen eine wich- 
tige Rolle bei der Verhütung und Bekämpfung über- 
tragbarer Krankheiten. Auf diesem Gebiet wird eine 
neue bundeseinheitliche Regelung nach § 19 Abs. 3 
AMG getroffen, die einen höheren Standard der 
Sera und Impfstoffe bewirken soll. Von der Neu- 
regelung ist insbesondere eine Verbesserung des 
Prüfwesens und auch eine Intensivierung der For- 
schung auf diesem Gebiet zu erwarten. 

Es wird hierzu jedoch noch eine Änderung des 
Arzneimittelgesetzes bedürfen. 

Radioaktive Arzneimittel 

Die medizinische Wissenschaft hat während der 
letzten Jahre in besonders schneller Folge neue 
radioaktive Arzneimittel, vor allem im Bereich der 
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Diagnostik, entwickelt. Es sind ferner Fortschritte im 
Bereich der Sterilisation von Arzneimitteln durch 
ionisierende Strahlen erzielt worden. Hieraus sind 
die entsprechenden gesetzlichen Folgerungen zu zie- 
hen, neue radioaktive Arzneimittel freizugeben und 
Sterilisationsmethoden zuzulassen. 

Arzneimittel, die die Verkehrstüchtigkeit beein- 
trächtigen 

Nach dem geltenden Recht können die zuständigen 
Behörden der Länder für bestimmte Arzneimittel, 
die geeignet sind, die Verkehrstüchtigkeit zu be- 
einträchtigen, das Anbringen von Warnhinweisen 
vorschreiben. Diese Regelung hat sich angesichts 
der wachsenden Bedeutung und des zunehmenden 
Umfanges des Problems als unzulänglich erwiesen. 
Die Landesgesundheitsverwaltungen haben ange- 
regt, die Frage der Warnhinweise bundeseinheitlich 
zu regeln. Eine entsprechende Ermächtigung wird 
in das Arzneimittelgesetz aufzunehmen sein. 

Neuabgrenzung zwischen apothekenpflichtigen und 
freiverkäuflichen Arzneimitteln 

Auf Grund der Ermächtigungen des Arzneimittel- 
gesetzes (§§ 30 und 32) sind zwei Verordnungs- 
entwürfe ausgearbeitet worden. Die beteiligten 
Wirtschafts- und Berufskreise haben ihre Stellung- 
nahmen dazu abgegeben. Die Entwürfe sind in dem 
nach § 33 AMG zu hörenden Beirat beraten wor- 
den, der Ende April 1968 seine vierte und vorläufig 
letzte Sitzung darüber abgehalten hat. Die Bera- 
tungsergebnisse des Beirats werden nunmehr aus- 
gewertet werden. 

In Übereinstimmung mit der Entschließung, die 
der Bundestag zu dieser Frage bei der Verabschie- 
dung des Arzneimittelgesetzes gefaßt hat, werden 
die Entwürfe der beiden Rechtsverordnungen so 
gestaltet werden, daß unter Vorrang der gesund- 
heitspolitischen Erfordernisse das wirtschaftliche 
Gleichgewicht zwischen Apotheken und dem sonsti- 
gen Einzelhandel im wesentlichen gewahrt bleibt. 
Die Bundesregierung ist überzeugt, daß sich die 
verschiedentlich geäußerten Befürchtungen, die vor- 
gesehene Neuregelung werde zu einem erhöhten 
Arzneimittelverbrauch führen und einem Arzneimit- 
telmißbrauch Vorschub leisten, als unbegründet her- 
ausstellen werden. 

Bei den Beratungen des Beirats hat sich erneut 
gezeigt, daß die gegenwärtige gesetzliche Abgren- 
zung zwischen Arneimitteln und Lebensmitteln 
Schwierigkeiten bei der sachgerechten und prakti- 
kablen Regelung der Freiverkäuflichkeit von Arz- 
neimitteln bereitet. Diese Schwierigkeiten haben zu 
der Initiative aus der Mitte des Bundestages zur 
Änderung des Arzneimittelgesetzes geführt, die von 
der Bundesregierung begrüßt wird. Der Entwurf des 
Initiativgesetzes sieht eine exaktere Abgrenzung 
zwischen Arzneimitteln und Lebensmitteln vor. Die 
Verordnungsentwürfe werden dadurch in einem 
wesentlichen Punkt klarer gefaßt werden können. 
Die Bundesregierung hofft, daß es im Rahmen der 
Beratungen des Initiativgesetzes noch möglich sein 


wird, zusätzliche Vorschriften einzufügen, durch die 
die Abgabe von Arzneimitteln im Wege der Selbst- 
bedienung, insbesondere auch Automaten, verboten 
wird, um einem unkontrollierten Arzneimittelver- 
brauch und damit der Gefahr des Arzneimittelfehl- 
gebrauchs entgegenzuwirken. 

' Aus den gleichen Gründen wird auch für notwen- 
i dig gehalten, das im Heilmittelwerbegesetz enthal- 
tene Verbot, für den Versand von apothekenpflich- 
! tigen Arzneimiteln zu werben, auch auf freiverkäuf- 
liche Arzneimittel zu erweitern. 

Bundesregelung der Rezeptpflicht für Arzneimittel 

Es ist vorgesehen, die bisher in landesrechtlichen 
Verordnungen geregelte Rezeptpflicht in Kürze 
durch eine Rechtsverordnung nach § 35 AMG ab- 
zulösen. Zu dem Verordnungsentwurf haben die be- 
I teiligten Behörden und Wirtschaftskreise Stellung 
genommen. Der Beirat nach § 35 AMG ist angehört 
worden. Wegen der Schwierigkeiten, für das Bun- 
desgesundheitsamt auf pharmakologischem Gebiet 
qualifiziertes wissenschaftliches Personal in aus- 
I reichendem Maße zu gewinnen, war es noch nicht 
möglich, die vorbereitenden Arbeiten zur weiteren 
I Entwicklung des geltenden Rechts abzuschließen. 

; Der Entwurf der Verordnung mußte sich deshalb 
i weitgehend darauf beschränken, die bestehenden 
landesrechtlichen Regelungen bundeseinheitlich zu- 
! sammenzufassen. 

j Im Rahmen dieser Verordnung wird auch dar- 
I über zu entscheiden sein, ob nicht einige bisher 
rezeptfreie Schlaf- und Schmerzmittel in Zukunft 
i der Rezeptpflicht unterworfen werden müssen. Bei 
einem erhöhten Verbrauch dieser Mittel, wie er in 
I der letzten Zeit beobachtet worden ist, muß mit der 
I Möglichkeit einer gesundheitlichen Gefährdung ge- 
j rechnet werden. 

i Sonstige vordringliche gesetzliche Maßnahmen, die 
I alsbald verwirklicht werden sollen: 

I a) die Neuherausgabe des Deutschen Arzneibuches 
I (§5 AMG), 

b) die Regelung der Warnhinweise für Schmerz-, 
j Schlaf- und Abmagerungsmittel (§ 38 AMG), 

; c) die Regelung für Fütterungsarzneimittel (§ 34 a 
! AMG), 

d) der Erlaß einer Bundes-Apothekenbetriebsord- 
I nung (§ 21 ApG), 

e) die Einführung von Sonderrezepten für die Ab- 
; gäbe von Betäubungsmitteln. 

I Neben diesen gesetzgeberischen Maßnahmen hält 
■ es die Bundesregierung für dringend geboten, die 
wissenschaftliche Forschung auf dem Gebiete der 
I analytischen, pharmakologisch-toxikologischen und 
I klinischen Prüfungen von Arzneimitteln zu fördern, 

I um zuverlässigere Prüfmethoden zu entwickeln. Der 
Bund fördert bereits die Erforschung der Neben- 
wirkungen von Arzneimitteln und ihrer Wirkungen 
auf die Leibesfrucht sowie die Entwicklung von 
Methoden zur Prüfung von Arzneimitteln. Eine In- 
tensivierung dieser Förderung ist anzustreben. 
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Zu d) 

Krankenhaiisversorgung 

Die Versorgung der Bevölkerung mit Kranken- 
hausbetten ist eine öffentliche Aufgabe. Sie umfaßt 
die Deckung des Bedarfs und die Sorge für eine 
Ausstattung, die den modernen Anforderungen an 
die medizinisch-technische Einrichtung für Diagno- 
stik und Therapie und an die Besetzung mit cirzt- 
lichem und pflegerischem Personal gerecht wird. 

Diese Aufgabe ist trotz hervorragender Leistun- 
gen vieler Krankenhaustrager und trotz außer- 
ordentlicher finanzieller und sonstiger Bemühungen 
einer Reihe von Ländern und Gemeinden zur Zeit 
nicht überall befriedigend gelöst. Mehr als ein Drit- 
tel aller in der Bundesrepublik vorhandenen Kran- 
kenhausbetten befindet sich in Krankenhäusern, die 
aus der Zeit vor 1920 stammen; sie sind also über- 
altert. Regional bestehen starke Unterschiede in der 
Krankenhausstruktur und in der Bettenkapazität, so 
daß diese mancherorts nicht dem Bedarf des Einzugs- 
gebietes entspricht. Darüber hinaus muß der Betten- 
bedarf den vorausschaubaren Veränderungen der 
Bevölkerunysziffern und der Bevölkerungsstruktur 
angepaßt werden. 


Krankenanstalten in vollem Umfange vom Benutzer 
j zu tragen wäre. Dies würde eine sozialpolitisch 
1 wie auch konjimkturpolitisch nicht vertretbare 
! Erhöhung der Beiträge zu den gesetzlichen Kran- 
I kenkassen zur Folge haben. Voll kostendeckende 
I Pflegesätze erscheinen aber auch deshalb bedenk- 
I lieh, weil sie zu Fehlinvestitionen führen können. 

j Es müssen vielmehr zusätzliche Wege zur wirt- 
! schaftlichen Sicherung der Krankenhäuser gefunden 
I werden, die generell dem Grundsatz Rechnung tra- 
j gen, daß die Bereitstellung von Krankenhäusern 
eine öffentliche Aufgabe der allgemeinen Daseins- 
' Vorsorge ist. Der hohe Investitions- und Personal- 
j aufwand macht es dabei notwendig, daß jedes der- 
; artige System der Krankenhausfinanzierung verbun- 
den wird mit langfristigen, ordnenden und ko- 
' ordinierenden Planungen der Länder, die unterein- 
; ander für das gesamte Bundesgebiet abgestimmt 
I werden, in der die Grundsätze für die Errichtung, 

' Modernisierung und Erweiterung einer bedarfsge- 
: recht gegliederten Krankenhausversorgung festge- 
' legt sind. Nur so können die notwendigen Investi- 
1 tionen der nächsten Jahre gesichert werden, um den 
; wachsenden Bedarf an medizinischen Leistungen 
I opJimal zu decken. 


Nach der Pflegesatzverordnung des Bundes werden 
bestimmte Krankenhaiisbenutzer oder deren Ko- 
stenträger aus gesundheits-, wirtschafts- und sozial- 
politischen Gründen nicht mit den vollen Kranken- 
hauskosten belastet. Deshalb sieht die Pflegesatz- 
verordnung vor, daß näher bezeichnete Kosten bei 
der Pflegesatzfestsetzung nicht berücksichtigungs- 
fähig und die herkömmlich geleisteten Betriebs- 
zuschüsse von den Kosten abzusetzen sind. Darüber 
hinaus werden in der Praxis weniger als die Wie- 
derbeschaffungswmrte je Bett als Abschreibiings- 
grundlage eingesetzt. yVußerdern ist neben der Ko- 
sten- und Ertragslage der Krankenanstalten die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Sozialver- 
sicherungsträger bei der Bemessung des Pflege- 
satzes zu berücksichtigen. Insgesamt können aus 
diesen Gründen mit den Erlösen aus den Pflegesät- 
zen die bei sparsamer Wirtschaftsführung der Kran- 
kenanstalten entstehenden Selbstkosten nicht voll 
gedeckt werden. Dies beeinträchtigt ihre Liquidität 
und führt zu Substanzverlusten, sofern diese nicht 
von den Trägern oder Dritten durch Zuschüsse auf- 
gefangen werden. Die Kostendeckung ist sehr unter- 
schiedlich wegen der unterschiedlichen Flöhe des 
Pflegesatzes, der öffentlichen Betriebszuschüsse und 
der stark voneinander abweichenden Finanzierungs- 
hilfen der Länder und Gemeinden. Die Folge ist ein 
gesundheitspolitisch nicht zu vertretendes Gefälle 
in der Krankenhausversorgung. Bereits 1962 hat der 
Bundesrat eine bundesgesetzliche Vorschrift für er- 
forderlich gehalten, „durch welche die Finanzver- 
antwortung für die Krankenhaus-Vorhaltekosten 
geregelt wird". Er hat dabei außerdem gefordert, 
„sicherzustellen, daß die Pflegesätze der allgemeinen 
J. Klasse für alle Patienten nach einheitlichen 
Grundsätzen festgelegt werden". 

Die Lösung d('s Problems kann nicht in einem 
voll kostendeckenden Pflegesatz gefunden werden, 
bei dem das gegenwärtig bestehende Defizit der 


; Ob und wieweit der Bund bei der Finanzierung 
i von Krankenhausbauten mitwirken soll, gehört zum 
i Fragenkreis der Finanzreform. Im übrigen hat die 
Bundesregierung beschlossen, eine Verfassungs- 
änderung einzubringen, durch die dem Bund die 
Gesetzgebung über die „wirtschaftliche Sicherung 
der Krankenhausversorgung" eingeräumt werden 
I soll, um die Maßnahmen der Länder auf diesem 
I Gebiet koordinieren zu können. Auf der Grund- 
lage dieser erweiterten Zuständigkeit beabsichtigt 
die Bundesregierung gesetzgeberische Maßnahmen, 
durch die eine bessere und gleichmäßigere Kran- 
kenhausversorgung im gesamten Bundesgebiet er- 
reicht werden soll. Im Interesse einer langfristigen 
und dauerhaften Neuordnung ist anzustreben, daß 
öffentliche Finanzierungshilfen für den Bau von 
Krankenhäusern auch hinsichtlich der Höhe verbind- 
lich festgelegt werden. Damit kann auch ein Beitrag 
zur Entlastung der freien Träger und der Gemein- 
den geleistet werden. Das gilt besonders für die 
Städte, die gegenwärtig einen relativ hohen Teil 
ihres Steueraufkommens für Investition und Betrieb 
ihrer Krankenhäuser aufwenden müssen. 

Im Zusammenhang mit einer Neuregelung der 
Krankenhausfinanzierung sind nähere Bestimmungen 
über die Kostenfaktoren zu treffen, die bei der Fest- 
setzung des Pflegesatzes zu berücksichtigen sind. 
Dies ist schon deshalb notwendig, weil die Art und 
die Höhe der Krankenhausfinanzierung in Wechsel- 
beziehung zur Gestaltung des Pflegesatzes steht. 

Die grundlegende Neuordnung der Krankenhaus- 
finanzierung muß einhergehen mit einer Verstär- 
kung der Bemühungen, durch andere Maßnahmen, 
z. B. innere Rationalisierung und Abkürzung der 
V(?i weildauer, zu einer Entlastung der Benutzer und 
damit der Sozialversicherungsträger zu gelangen. 
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Frage 2 : 

Welches sind die Gründe, daß der vom Bundes- 
tag verlangte Bericht über die finanzielle Situa- 
tion der Krankenhäuser noch nicht vorgelegt 
werden konnte? 

Das vorhandene statistische Material reichte nicht 
aus, um d\c differenzierten Informationswünsche 
des Bundestages befriedigen zu können. Vor allem 
fehlte das Material für eine Darstellung der finan- 
ziellen Situation der Krankenhäuser, getrennt nach 
Ländern. 

Es wurde deshalb eine Fragebogenaktion durch- 
geführt. Die Fragebogen mußten mit den Bundes- 
ressorts, den obersten Landesgesundheitsbehörden, 
den Prcisbildungsstellen der Länder, den Verbänden 
der gesetzlichen Krankenkassen und der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft abgestimml werden. Das 
allein erforderte etwa 5 Monate. 

Die Einbeziehung des Jahres 1966 in die Unter- 
suchung, die vorgenommen wurde, um möglichst 
aktuelle Daten zu erhalten, führte notwendigerweise 
zu einer weiteren Verzögerung. Da die Gesundheits- 
ämter, die obersten Landesgesundheitsbehörden und 
auch die Wirtschaftsministerien der Länder (hier: 
Preisbilclungsstellen) in die Prüfung der rücklaufen- 
den Fragebogen einzuschalten waren, gingen die 
letzten Fragebogen im August 1967 beim Statisti- 
schen Bundesamt ein. Mit der umfangreichen Auf- 
bereitung des Materials konnte erst ab September 
1967 begonnen werden. Ungenaue Ausfüllung und 
falsche Aufrechnungen in den Fragebogen führten 
durch die notwendig gewordenen Rückfragen zu 
weiteren Verzögerungen. 

Die Aufbereitung der Fragebögen durch das Sta- 
tistische Bundesamt wird in Kürze beendet sein. 
Mit der Auswertung und der Fertigstellung des 
Gesamtberichtes der Bundesregierung ist bis Jahres- 
ende zu rechnen. Es ist aber noch nicht zu über- 
sehen, ob und in welchem Umfang die gewonnenen 
Zahlen überhaupt aussagekräftig genug sein wer- 
den, um die geforderte Übersicht über die finanzielle 
Lage der Krankenhäuser als Grundlage weiterer 
politischer Entscheidungen verwenden zu können. 

Frage 3 : 

Weiche Gnindgesetzänderungen hält die Bun- 
desregierung aus gesundheitspolitischen Grün- 
den für notwendig? 

Wann ist mit der Vorlage der von der Bundes- 
regierung in der Bundesratssitzung vom 27. Ok- 
tober 1967 angekündigten Grundgesetzänderun- 
gen zu rechnen? 

Das Bundeskabinett hat beschlossen, aus gesund- 
heitspolitischen Gründen folgende Grundgesetz- 
änderungen einzubringen: 

1. Artikel 74 Nr. 19 erhält folgende Fassung: 

„19. die Verhütung und Bekämpfung von Krank- 
heiten bei Menschen, die Maßnahmen ge- 
gen gemeingefährliche und übertragbare 
Krankheiten bei Tieren, die Zulassung zu i 


ärztlichen und anderen Heilberufen und 
zum Heilgewerbe, den Verkehr mit Arz- 
neien, Heil- und Betäubungsmitteln und 
Giften;". 

2. Nach Artikel 74 Nr. 19 werden folgende Num- 
I mern 19 a und 19 b eingefügt: 

„19 a. die wirtschaftliche Sicherung der Kranken- 
hausversorgung; 

19 b. den Wasserhaushalt, die LLiftreinhaltung 
und die Lärmbekämpfung;". 

I Dem Bund soll die konkurrierende Gesetzgebungs- 
zuständigkeit für die Verhütung und Bekämpfung 
: von Krankheiten durch eine Änderung des Arti- 
I kels 74 Nr. 19 des Grundgesetzes eingeräumt wer- 
i den. Gegenwärtig ist die Zuständigkeit des Bundes 
nur für Maßnahmen gegen gemeingefährliche und 
übertragbare Krankheiten bei Menschen gegeben. 
Die Bedeutung, die eine Reihe von nichtübertrag- 
baren Krankheiten (z. B. Herz- und Kreislaufkrank- 
heiten, Krebs, Diabetes und sonstige Stoffwechsel- 
erkrankungen, Rheuma) gewonnen haben, macht es 
notwendig, das Grundgesetz an den Wandel anzu- 
passen, der sich hinsichtlich der unsere Gesundheit 
zunehmend bedrohenden Krankheiten vollzogen hat. 

Die Bundesregierung hält es weiter für erforder- 
lich, daß durch eine Änderung des Artikels 74 GG 
I dem Bund die konkurrierende Gesetzgebung für die 
wirtschaftliche Sicherung der Krankenhausversor- 
gung übertragen wird. Dem Bund steht gegenwärtig 
nur die Möglichkeit zu, über das Preisrecht die 
Entgelte für Krankenhausleistungen zu regeln. Die 
Verantwortung des Bundes für die einheitliche Re- 
gelung der Krankenhauspflegesätze ist auch von 
den Ländern nicht nur anerkannt, sondern bei ver- 
schiedenen Gelegenheiten immer wieder betont wor- 
den. Der Bundesrat hat schon 1962, wie bereits 
bemerkt, die Regelung der Finanzverantwortung 
für die Krankenhaus-Vorhaltekosten für erforderlich 
gehalten und außerdem einheitliche Grundsätze für 
die Pflegesätze der allgemeinen 3. Klasse gefordert. 
Andererseits ist eine sachlich gebotene einheitliche 
Regelung dieser Pflegesätze nicht möglich, wenn bei 
Investitionskosten und sonstigen maßgebenden Fak- 
toren der Selbstkosten der Krankenanstalten von 
Land zu Land erhebliche Unterschiede bestehen. 
Dadurch muß es zwangsläufig zu sehr unterschied- 
lichen Defiziten bei den einzelnen Krankenanstalten 
trotz der durch die Pflegesatzverordnung des Bundes 
festgelegten einheitlichen Grundsätze kommen, eine 
Feststellung, die durch die Erfahrungen mit der 
Pflegesatzverordnung in vollem Umfange bestätigt 
worden ist. Die Anerkennung der Verantwortung 
des Bundes für die Pflegesätze der Krankenanstalten 
schließt aber notwendigerweise die Konsequenz ein, 
daß dem Bund zur Wahrung der Einheitlichkeit der 
Lebensverhältnisse in diesem gesundheitspolitisch 
wichtigen Bereich auch ein Einfluß auf diejenigen 
Faktoren eingeräumt wird, die die Kostenlage der 
Krankenanstalten und damit die wirtschaftliche Si- 
cherung der Krankenhausversorgung bestimmen. 
Hierzu bedarf es einer entsprechenden Erweiterung 
der Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes. 
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Zur Bekämpfung der zunehmenden Gefahren 
durch die Industrialisierung hält die Bundesregie- 
rung es für unerläßlich, dem Bund die konkurrie- 
rende Gesetzgebung auch für den Bereich der Rein- 
haltung von Wasser und Luit sowie zur Lärm- 
bekämpfung zu übertragen. Wichtigstes Ziel bei 
der Bekämpfung dieser Gesundheitsgefahren ist es, 
möglichst einheitliche Lebensbedingungen für jeder- 
mann in der Bundesrepublik herzustellen, daneben 
aber auch durch die Wahrung der technischen und 
wirtschaftlichen Einheit unterschiedliche Konkur- 
renzverhältnisse innerhalb der verschiedenen Teil- 
gebiele der Bundesrepublik zu vermeiden. 

Frage 4: 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung 
zur Reform des Medizinstudiums? 

Die Stellungnahmen zu zwei Referentenentwürfen 
einer neuen Bestallungsordnung für Arzte aus den 
Jahren 1964 und 1966 zeigten, daß die Auffassungen 
der Beteiligten in zahlreichen bedeutsamen Fragen 
außerordentlich unterschiedlich waren. Das Bundes- 
ministerium für Gesundheitswesen hat deshalb ein 
Sachverständigengremium gebildet, in dem Wissen- 
schaftsrat, Westdeutscher Medizinischer Fakultäten- 
tag, Bundesärztekammer, Deutsche Krankenhausge- 
sellschaft, die obersten Gesundheitsbehörden der 
Länder, die Ständige Konferenz der Kultusminister 
der Länder, der Bundesminister für wissenschaftliche 
Forschung und der Fachverband Medizin im Ver- 
band Deutscher Studentenschaften Zusammenwirken. 
Die Beratungen wurden im September 1966 aufge- 
nommen und im März 1968 vorläufig abgeschlossen. 
Aufgabe des Sachverständigengremiums war es, die 
Grundzüge für eine Neuordnung der ärztlichen Aus- 
bildung zu erarbeiten, die rationalisiert, intensiviert 
und stärker praktisch ausgerichtet sein soll. 

Die Sozialmedizin und die Arbeitsmedizin sollen 
als besonders wichtige Grundlagen moderner ärzt- 
licher Tätigkeit eine stärkere Berücksichtigung fin- 
den. 

Der Referentenentwurf einer neuen Approbations- 
ordnung für Arzte wird dementsprechend folgende 
Grundzüge entwickeln: 

1. Die ärztliche Ausbildung soll ein Medizinstudium 
von sechs Jahren umfassen. Es soll künftig nicht 
mehr auf die Ableistung von Semestern,' sondern 
auf „Studienjahre" abgestellt werden. 

2. Dos vorklinische Studium soll fünf Studienhalb- 
jahre umfassen (bisher fünf Semester). Wie bis- 
her soll eine naturwissenschaftliche Vorprüfung 
und eine ärztliche Vorprüfung vorgesehen wer- 
den, Die naturwissenschaftliche Vorprüfung soll 
frühestens nach dem 1. Studienjahr, die ärztliche 
Vorprüfung frühestens nach fünf Studienhalbjah- 
ren, gerechnet vom Studienbeginn, abgelegt wer- 
den. Im Vergleich zur gegenwärtigen Regelung 
sollen die naturwissenschaftlichen Fächer und die 
Physiologie einen breiteren Raum einnehmen. 
Ferner sollen neue Fächer, wie z. B. die Bio- 
mathematik und die Soziologie aufgenommen 
werden. 


I 3. Der Krankenpflegedienst soll beibehalten wer- 
den. Näherer Prüfung bedarf die Frage, ob die 
Famulatur in Zukunft entfallen oder ob in ihrem 

■ Rahmen Gelegenheit gegeben werden soll, be- 
sondere ärztliche Tätigkeit (z. B. werksärztlichcr 
Dienst) kennenzulernen. 

4. Das klinische Studium soll künftig sieben Stu- 
dienhalbjahre umfassen (bisher sechs Semester). 
Die zweijährige Medizinalassistentenzeit soll 
entfallen. Statt dessen soll die Ausbildung wäh- 
rend des letzten Jahres des klinischen Studiums 
in Form, eines sogenannten „Internatsjahres" 

: durchgeführt werden, d. h. als ganztägiger prakti- 

scher Unterricht am Krankenbett für den Zeit- 
raum von einem Jahr. Diese praktische Ausbil- 
dung ist Bestandteil des Medizinstudiums und 
wird als Unterrichtsveranstaltung der Universität 
durchgeführt. Für sie werden in erster Linie Uni- 

: versitätskliniken herangezogen werden. Da de- 

ren Ausbildungskapazitäten nirht ausreichen, ist 
die Heranziehung von „Lehrkrankenhäusern" 
vorgesehen, die allerdings in personeller und 
räumlicher Hinsicht bestimmte Mindestanforde- 
rungen erfüllen müssen. Der Nachweis des Besu- 
ches von bestimmten Pflichtvorlesungen als Vor- 
aussetzung für die Zulassung zu den verschiede- 
nen Examina soll in der neuen Approbations- 
ordnung nicht vorgesehen werden. Dadurch soll 
den Fakultäten mehr Spielraum bei der Gestal- 
tung der Studienpläne und für den Ausbau 
moderner Unterrichtsveranstaltungen gegeben 
werden. Zur Sicherstellung von bestimmten Min- 
destanforderungen an den Ausbildungsgang, ins- 
besondere an die praktische Unterweisung, wer- 
den Vorschriften über den Nachweis des erfolg- 
reichen Besuchs von bestimmten Praktika erlas- 
sen werden. Insgesamt soll sich die Vermittlung 
des notwendigen Wissens an einem in die Appro- 
bationsordnung aufzunehmenden Katalog orien- 
tieren, der den Umfang des erforderlichen Wis- 
sensstoffes zum Zeitpunkt der Prüfung festlegt. 
Im Hinblick auf die notwendige Straffung und 
A^erkürzung des Medizinstudiums ist die Integra- 
tion einer Reihe von Fächer eine unabdingbare 
Voraussetzung. Sie kann nur dann erreicht wer- 
den, wenn in jeder medizinischen Fakultät ein 
ihren Gegebenheiten entsprechender, mit den 
richtigen Schwerpunkten versehener Studienplan 
erarbeitet wird, der sich an dem Prüfungsstoff zu 
orientieren hat. 

5. Alle Prüfungen sollen schriftlich durchgeführt 
werden. Die schriftliche Prüfung soll sich quer- 
schnittartig über alle Stoffgebiete erstrecken, die 
Gegenstand der betreffenden Prüfung sind. Dabei 
soll jedem Stoffgebiet entsprechend seiner Be- 
deutung ein bestimmter Anteil an den Prüfungs- 
fragen eingeräumt werden. Die schriftliche Prü- 
fung soll simultan für alle Prüfungskandidaten 
durchgeführt werden. Dieses Vorgehen soll eine 
möglichst umfassende Objektivierung der Prü- 
fungsergebnisse erreichen. Die ärztliche Prüfung 
soll in drei Abschnitte aufgeteilt werden, von 
denen der erste nach mindestens UA Jahren, der 

; zweite nach mindestens 2 V 2 Jahren und der dritte 
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nach mindestens 3 V 2 Jahren nach Beginn des 
klinischen Studiums absolviert werden kann. Da- 
bei muß der letzte Abschnitt spätestens einen 
Monat nach dem Ende des Studiums abgeschlos- 
sen sein. Im 3. Teil der ärztlichen Prüfung soll 
außer der schriftlichen Prüfung noch eine exem- 
plarische mündlich-praktische Prüfung in Form 
einer Kollegialprüfung durchgeführt werden. 
Diese Prüfung soll im wesentlichen der Feststel- 
lung dienen, ob der Kandidat über die erforder- 
lichen methodischen Grundkenntnisse und Fer- 
tigkeiten verfügt. 


Die Appiohation soll uniuinelhar nach Bt^stcduMi 
der ärztlichen Prüfung erUdit wcuclen. 

Im Bundesministerium für Gesundheitswesen wird 
nach dem vorläufigen Abschluß der Sachverständi- 
genbesprechungen nunmehr der Referentenentwurf 
einer neuen Approbationsordnung für Ärzte ausge- 
arbeitet. Vorher ist aber eine Änderung der §§ 3 ff. 
der Bundesärzteordnung vom 2. Oktober 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1857) erforderlich. Die Bundesregie- 
rung wird in Kürze den Entwurf eines entsprechen- 
den Gesetzes einbringen. 
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